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Praxis & Team

Nach unserer Ansicht muss daher in Bezug auf das 
reformierte MuSchG eine Tätigkeit am Behandlungs-
stuhl einer Zahnarztpraxis – sei es als schwangere 
oder stillende Zahnärztin, Zahnmedizinische Fach-
angestellte, Zahnmedizinische Prophylaxe-Assisten-
tin oder Dentalhygienikerin – nicht pauschal für jede 
Beschäftigte als unverantwortbare Gefährdung ein-
gestuft werden, aus der regelhaft ein betrieb liches 
Beschäftigungsverbot für alle schwangeren und  
stillenden Beschäftigten resultieren würde. Vielmehr 
möchte der Gesetzgeber mit der Neufassung des  
MuSchG Möglichkeiten der Weiterbeschäftigung  
eröffnen und die berufliche Teilhabe fördern. 
Im Zweifelsfall und bei Fragen zur Gefährdungsbeur-
teilung helfen unsere Betriebsärzte und das Referat  
Praxisführung der Zahnärztekammer Berlin Ihnen  
gerne weiter.

PD Dr. Dr. med. habil. Alexander Gerber, 
Facharzt für Arbeitsmedizin

Dr. Helmut Kesler, 
Mitglied des ZÄK-Vorstandes, Referat Praxisführung al
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Nach MuSchG verantwortbare Tätigkeiten

Die ausführliche Fassung dieses Textes sowie Beispiele verant-
wortbarer und unverantwortbarer Tätigkeiten finden Sie auf der 
Homepage der Zahnärztekammer Berlin: 
www.zaek-berlin.de ¬ Zahnärzte ¬ Praxisführung

Wir möchten Sie auf drei wichti-
ge Änderungen aufmerksam ma-

chen, die bis zum Jahresende zu beach-
ten sind.

Aufbewahrungsfristen

Die Strahlenschutzverordnung (StrlSchV) 
fordert in § 117 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 eine 
Aufbewahrungsfrist der Konstanzprüfunter-
lagen und Aufzeichnungen von zehn Jah-
ren nach Abschluss der Prüfung. Zuvor wa-
ren es laut § 16 Röntgenverordnung nur 
zwei Jahre.
Nach Anfrage der Zahnärztlichen Stelle 
bei der Senatsverwaltung für Umwelt, Ver-
kehr und Klimaschutz, ob die Aufbewah-
rungszeit nicht, wie gehabt, auf zwei Jah-
re reduziert werden könne, wurde durch 

diese nun für Berlin entschieden, dass wir 
die Konstanzprüfaufzeichnungen fünf Jah-
re aufzubewahren haben. Dies wurde im 
Amtsblatt ABl. Nr. 37 / 06.09.2019, Seite 
5590 veröffentlicht. Wir danken der Se-
natsverwaltung sehr für diese uns allen 
entgegenkommende Entscheidung.

Abgrenzungsvertrag

Wichtig ist ebenfalls, dass Gemeinschafts-
praxen und Praxisgemeinschaften bis zum 
31.12.2019 einen sogenannten Abgren-
zungsvertrag / Betreibervertrag an die Auf-
sichtsbehörde (LAGetSi) zu senden haben. 
Dieser Vertrag klärt die Pflichten und Ver-
antwortlichkeiten zwischen den beteiligten 
Personen, wie dies § 44 StrlSchV fordert. 
Einen Mustervertrag finden Sie auf unserer 

Homepage: zaek-berlin.de ¬  Zahnärzte 
¬ Zahnärztliche Stelle  Röntgen ¬ For-
mulare sowie im ZQMS-Portal im Bereich 
Röntgen.

DICOM-Standard

Erinnern möchten wir zudem daran, dass 
ab dem 01.01.2020 in der Zahnheilkun-
de die Umsetzung des DICOM-Standards 
(Digitale Bildgebung und -kommunikation 
in der Medizin) im Röntgen verpflichtend 
wird. Die Röntgenstelle der Bundeszahn-
ärztekammer informiert dazu ausführlich 
in den zm 13/2019 und präzisiert, was ge-
fordert wird.

Dr. Veronika Hannak
Zahnärztliche Stelle Röntgen

Zahnärztliche Stelle Röntgen

Wichtig vor dem Jahreswechsel




